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Die Behördenbahn war 
pünktlicher

D
ass die viel gescholtene Behörden-
bahn pünktlicher war als die seit zehn
Jahren privatisierte Deutsche Bahn

AG, muss nicht erst erläutert werden. Für
einen ordentlichen Bahnbeamten war die
Einhaltung des Fahrplans oberstes Gebot
und Dienstpflicht. So wurde viel Geld 
in die Gewährleistung der Pünktlichkeit
gesteckt.

Von Lokomotiven und Wagen wurde
erst ein Erprobungsmuster gebaut. Die
bahneigenen Versuchsanstalten testeten sie
auf Herz und Nieren. Dass heute noch 40
und 50 Jahre alte Lokomotiven und Trieb-
wagen ihren Dienst tun, ist kein Zufall,
sondern das Ergebnis solider Arbeit der
„alten Schule“. Auf der Strecke blieb dabei
die Innovation. Für unkonventionelle
Lösungen war in der Behördenbahn kein
Platz.

Beamtenbahn: 
Pünktlich auch ohne Haftung

Die Behördenbahn war pünktlich, obwohl
ihr der Gesetzgeber keine unmittelbare
finanzielle Haftung gegenüber dem Fahr-
gast wegen der Qualität ihrer Leistung 
auferlegte. Die weitgehende Befreiung 
der Staatseisenbahn von Gewährleistungs-
ansprüchen ihrer Kunden wegen Nichtein-
haltung des Fahrplans ist so alt wie die
preußische Staatsbahn. Sie entsprach der
Rechtslage, die auch sonst der Staat für sich
und seine Beamten in Anspruch nimmt:
Die Haftung des Staates für seine Leistun-
gen und Fehlleistungen ist in vielfältiger
Weise eingeschränkt und begrenzt.

Private Bahn ohne Haftung

Die „neue Bahn“ ist eine private Bahn. Sie
hat nicht mehr ihren gesetzlichen Auftrag
zu erfüllen, sondern nur noch einen
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Zweck: Rendite zu erwirtschaften. In der
Kalkulation zählt nur, was sich finanziell
ausdrücken lässt. Zu den finanziell wirk-
samen Posten zählen dabei die Reklamatio-
nen und Zahlungen auf Gewährleistungs-
ansprüche. Jeder Produzent industrieller
Waren weiß, dass die Kunden die Ware
zurückbringen und ihr Geld zurückverlan-
gen werden, wenn die Ware nicht funktio-
niert oder nicht der Werbung entspricht.
Sie bemühen sich daher, ihre Ware so zu
produzieren, dass nur ein kleiner Bruchteil
zurückgegeben wird, und dieser Anteil ist
von vornherein in der Kalkulation berück-
sichtigt – sonst wäre die Erzielung eines
Gewinns unmöglich.

Doch bei der „neuen Bahn“ fehlt der
Kalkulationsposten „Gewährleistung“. Er
fehlt nicht nur in den Bilanzen und Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen, sondern er
fehlt vor allem in den Köpfen derjenigen,
die die Eisenbahn organisieren und den
Betrieb durchführen.

Verspätungen und Fahrgastrechte:

Haftung schafft Leistung
Privatrechtliche Bahnen brauchen 
privatrechtliche Gewährleistung

➢  Der heiße Verspätungsherbst des Jahres 2003 brachte es an den Tag: Die meis-
ten Verspätungen sind hausgemacht. Viele Verspätungen beruhen auf verschärftem
Sparen am Kunden. Solange die Eisenbahnen nicht finanziell für ihre Verspätungen
geradestehen müssen, werden sie unpünktlich fahren. Pünktlichkeit muss sich auch
für die Unternehmen finanziell rechnen – eine geordnete Gewährleistung ist die 
Voraussetzung dafür.

Die Qualität der Staatsbahn: Fast 40 Jahre alt und zuverlässig
im Dienst ist der Triebwagen der Baureihe 624.

Keine Qualität ohne Haftung. Wartende Fahrgäste in Hildesheim:
Die Verspätung des ICE beträgt 30 Minuten.
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Schlendrian mangels Haftung

D
ie Analyse der Ursachen der Verspä-
tungen zeigt, dass in den Köpfen der
Manager der Deutschen Bahn AG die

Position „Haftung und Gewährleistung“
nur dort vorhanden ist, wo finanzielle Haf-
tung droht: Zur Vermeidung von Unfällen
werden nach wie vor erhebliche Summen
aufgewendet, weil die haftungsrechtlichen
Folgen auf der Hand liegen.

Nicht nur Gutgläubigkeit gegenüber der
Industrie, sondern auch der Ausschluss von
Gewährleistungsansprüchen der Fahrgäste
hat dazu geführt, dass die privatisierte Deut-
sche Bahn nicht oder wenig erprobte Fahr-
zeuge von der Industrie übernommen hat.
Den eingesparten Erprobungskosten steht
kein Posten „Gewährleistung gegenüber den
Fahrgästen wegen Verspätungen“ gegen-
über. Dasselbe gilt für zu knapp kalkulierte
Fahrpläne: Dem Posten „Mehrkosten für
eine Zugeinheit zur Sicherung der Pünkt-
lichkeit“ steht kein Posten „ersparte Aufwen-
dungen für Gewährleistung gegenüber den
Fahrgästen“ gegenüber – also wird die zu-
sätzliche Zugeinheit eingespart. Den ein-

alte Autos nicht übernehmen. Man kann
diese alten Autos also nur noch von privat
kaufen, da private Verkäufer ihre Haftung
weiterhin ausschließen dürfen.

Die Einführung einer Gewährleistung
für die Eisenbahn kann auch zu solchen
Wirkungen führen. Gestreckte Fahrpläne
statt riskanter Anschlüsse, kürzere Zugläu-
fe mit häufigerem Umsteigen statt lang lau-
fender Linien aus betrieblichen Gründen.
Oft werden diese Gründe gegen geordnete
Gewährleistungsansprüche der Fahrgäste
ins Feld geführt.

Qualität und Gewährleistung
lohnen sich

Doch unter dem Strich kann das System
Eisenbahn mit einer geordneten Gewähr-
leistung nur gewinnen. Die Erprobung 
von Fahrzeugen lohnt sich wieder. Einen
Anschluss abzuwarten rechnet sich. Ein
Überholgleis oder Kreuzungsgleis wird
wirtschaftlich.

Qualität zahlt sich so in barer Münze aus.
Das wird das Denken der Eisenbahner, aber
vor allem ihrer Manager verändern.
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gesparten Kosten für die Magnetschienen-
bremse bei den Triebwagen der Baureihe
425 steht kein Posten „erhöhte Ausgaben für
Gewährleistungsansprüche der Fahrgäste“
gegenüber. Also wurde die Magnetschienen-
bremse eingespart. Und Maßnahmen wur-
den auch nicht ergriffen, als vor einem Jahr
die ersten Züge im Voralpenland durch die
Bahnhöfe rutschten – ein Jahr später wird
immer noch „nachgedacht“ und ausprobiert.

Die Wirkung der Gewährleistung

Werden angemessene Gewährleistungs-
ansprüche eingeführt, so hat das vielfältige
Rückwirkungen. Manchmal kann die Ein-
führung einer Gewährleistungshaftung
dazu führen, dass Produkte nicht mehr an-
geboten werden, weil die Übernahme der
Gewährleistung zu riskant ist. Ein Beispiel:
Zum 1. Januar 2002 wurde vorgeschrieben,
dass gewerbliche Kraftfahrzeughändler für
gebrauchte Fahrzeuge Garantie überneh-
men müssen. Seither sind auf den Höfen
der Autohändler Fahrzeuge im untersten
Preisbereich kaum noch anzutreffen, denn
die meisten Händler wollen die Gewähr für

In der Diskussion um die Rechte der Fahrgäste wird immer wie-
der der Begriff „Entschädigung der Fahrgäste“ verwendet. Damit
wird ein falscher Eindruck erzeugt, denn es geht nicht um „Ent-
schädigung“, sondern um Ansprüche wegen Gewährleistung.

Entschädigung? Der Begriff „Entschädigung“ ist dem bürger-
lichen Recht weitgehend fremd. Entschädigung ist ein Begriff, der im
Zusammenhang mit der Wiedergutmachung für Vertriebene, Kriegs-
opfer und für Flüchtlinge, vor allem für die Folgen des Zweiten Welt-
krieges, in der Vergangenheit eine große politische Rolle gespielt hat.
Im juristischen Sprachbegriff wird er in der Regel nur im Zusammen-
hang mit staatlichen Maßnahmen und Eingriffen gebraucht. Die der-
zeitige Diskussion, in die sich die Begriffsbildung „Entschädigung“
eingeschlichen hat, erweckt den Eindruck, als seien die Fahrgäste die
Opfer staatlicher Gewalt.

Gewährleistung! Doch der Fahrgast fährt gerade nicht mehr
mit einem Staatsunternehmen, sondern mit einem privaten Unter-
nehmer. Private Unternehmen leisten „Gewährleistung“. So nennt
das bürgerliche Gesetzbuch schon seit dem Jahr 1900, was Verkäu-
fer, Handwerker oder Reiseveranstalter ihren Kunden gewähren
müssen. Die Gewährleistungsrechte sind wiederum vielfältig und
vom Gesetzgeber für die einzelnen Rechtsgebiete unterschiedlich
ausgestaltet worden: Es gibt das Recht auf Rücktritt (in der Werbung

oft Geld-zurück-Garantie genannt), auf teilweise Rückerstattung des
Preises oder auf Nachbesserung (im allgemeinen Sprachgebrauch
als Garantie bezeichnet, die eine kostenlose Reparatur beinhaltet).
Das Ziel des Gesetzgebers ist immer dasselbe: Für gutes Geld soll es
auch gute Ware geben. Für schlechte Ware gibt es auch weniger oder
gar kein Geld.

Fahrgast als Opfer? Warum wird dennoch der Begriff „Ent-
schädigung“ verwendet? Das liegt an einer weiteren Besonderheit
des öffentlichen Verkehrs. Wer einen Handwerker für sich arbeiten
lässt, zahlt erst, wenn er die Arbeit für gut befindet. Wer eine Ware
kauft, muss erst zahlen, wenn er sie in die Hand bekommt. Wer aller-
dings eine Reise tut, muss vorher zahlen – und damit ist das Geld be-
reits weg. Das erweckt den Eindruck, als sei der Fahrgast, der eine
schlechte Leistung erhält, ungerechtfertigt geschädigt worden und
müsse nun „Entschädigung“ erhalten.

Die politische Wirkung Die unzutreffende Begriffsbildung
„Entschädigung“ hat politische Konsequenzen. Viele, die darüber
mitdiskutieren, verstehen nicht, dass es darum geht, für gutes Geld
auch eine gute Leistung zu erhalten. Fahrgäste sind keine Beförde-
rungsfälle mehr, die entschädigt werden müssen. Fahrgäste sind
gleichberechtigte Bürger, die für gutes Geld eine gute Leistung ver-
langen können.

Fahrgastrechte: schiefe Begriffsbildung

Es geht um Gewährleistung, nicht um Entschädigung


